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Text 

Behandlung von zusammengesetzten Instrumenten und Optionen 

§ 22e. (1) Für die Ermittlung des Positionsrisikos sind Zinsterminkontrakte, Zinstermingeschäfte (Forward 
Rate Agreements) sowie Terminpositionen bezüglich des Kaufs oder Verkaufs von Schuldtiteln als Kombination 
von Kauf- und Verkaufspositionen zu behandeln. Hierbei ist insbesondere gemäß den folgenden Z 1 bis 3 
vorzugehen: 

 1. Eine Kaufposition in einem Zinsterminkontrakt ist als Kombination einer Kreditaufnahme, die zum 
Liefertag des Terminkontrakts fällig wird, und dem Halten eines Vermögenswertes mit einem 
Fälligkeitstermin entsprechend dem des Basisinstruments oder der zugrunde liegenden fiktiven Position 
zu behandeln; 

 2. ein verkauftes Zinstermingeschäft ist als eine Kaufposition mit einem Fälligkeitstermin zu behandeln, 
der dem Abwicklungstermin zuzüglich des Vertragszeitraumes entspricht, und als eine Verkaufsposition 
mit einem Fälligkeitstermin zu behandeln, der dem Abwicklungstermin entspricht; 

 3. eine Terminposition für den Kauf eines Schuldtitels ist als Kombination einer Kreditaufnahme, die zum 
Liefertag fällig wird, und einer (Kassa-) Kaufposition in dem Schuldtitel selbst zu behandeln. 

(2) Swaps sind wie fiktive bilanzwirksame Instrumente zu behandeln. 

(3) Optionen, sofern sie nicht im Rahmen der Szenario-Matrix-Methode behandelt werden, sind wie 
Positionen zu behandeln, deren Wert dem Wert des zugrunde liegenden Instruments entspricht, nachdem dieser 
für die Berechnung des Positionsrisikos mit dessen Deltafaktor multipliziert wurde. Dies gilt auch für 
Optionsscheine. Die errechneten Positionen können gegen jede entgegengesetzte Position in dem gleichen 
zugrunde liegenden Wertpapier oder abgeleiteten Instrument aufgerechnet werden. Die FMA kann durch 
Verordnung ein genaues Verfahren über die Behandlung von Optionen im Rahmen der Szenario-Matrix-
Methode festlegen. 

(4) Kreditinstitute haben zur Absicherung der sonstigen mit Optionen verbundenen Risiken (Gamma- und 
Vega-Risiko) anerkannte Verfahren anzuwenden und diese der Berechnung des Eigenmittelerfordernisses 
zugrunde zu legen. Die FMA kann durch Verordnung vereinfachende Verfahren zur Erfassung dieser Risiken 
festlegen. 

(5) Bei der Ermittlung der Sensitivitäten (Delta-, Gamma- und Vegafaktor) gemäß Abs. 3 und 4 sind von 
den Kreditinstituten für gleichartige Optionsgeschäfte einheitlich unter Beachtung der Marktusancen nach 
empirisch-mathematischen Verfahren geeignete EDVgestützte Optionsbewertungsmodelle zu verwenden. Diese 
Modelle sind der FMA und der Oesterreichischen Nationalbank mit einer ausführlichen und umfassenden 
Beschreibung unverzüglich anzuzeigen. 


